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Der Leser hat das Wort

Wo wir stehen, wo wir hingehen und was wir tun müssen
Statement von Hans-Georg Maaßen zur aktuellen Lage nach einem Jahr Ampel-Regierung

(hgm). Für mich stellt sich die 
Lage nach einem Jahr der Ampel-
Regierung wie folgt dar: In nahe-
zu allen Politikbereichen zeigt 
sich, dass die Entscheidungen 
der ökosozialistischen Ampel-
Regierung ein Desaster für das 
deutsche Volk sind: Migration, 
Energieversorgung, Klimapolitik, 
Wirtschaftspolitik, Ukrainekrieg, 
Bildung, Familienpolitik, Kultur-
politik usw. Man kann sich sicher 
sein, dass wenn – wie zum Bei-
spiel bei der Migration – die Re-
gierung über zwei Alternativen zu 
entscheiden hat, sie sich mit gro-
ßer Sicherheit für die Alternative 
entscheidet, die am negativsten 
für das deutsche Volk ist. Das ist 
allerdings nichts Neues, denn die 
Ampel-Regierung knüpft an das 
an, was die Merkel-Regierungen 
in den 16 Jahren zuvor gemacht 
hatten. 

Sich vor dem Hintergrund der 
flächendeckenden politischen 
Fehlleistungen in einzelnen Po-
litikfeldern an den Fehlentschei-
dungen der Regierung abzuarbei-
ten, die Politik der Regierung in 
Einzelfragen zu kritisieren und 
durch Argumente zum Beispiel 
nachzuweisen, warum das neue 
Migrations- und Staatsangehörig-
keitsrecht schwere negative Fol-
gen haben werden, führt in die 
Irre. Es lenkt vom eigentlichen 

Problem ab. Wenn man sich nur 
mit einzelnen Bäumen beschäf-
tigt, übersieht man den Wald. 

Es ist falsch, hier von politi-
schen Fehlern und Fehlentwick-
lungen zu sprechen, und sie mit 
der Unfähigkeit, Dummheit oder 
der schlichten ideologischen Ver-
bohrtheit der handelnden Poli-
tiker zu erklären. Sicherlich sind 
manche von ihnen nicht die al-
lerhellsten. Dumme können aber 
so bauernschlau sei, dass sie ihre 
Dummheit auf dem Markt zur 
Schau stellen, um die Öffentlich-
keit über den boshaften Vorsatz 
zu täuschen. Man muss sich vor 
Augen führen, dass die handeln-
den Politiker auf ihren Posten 
nicht deshalb sitzen, weil sie fach-
lich besonders qualifiziert sind, 
sondern weil sie einer Ideologie 
dienen. Und über diese Ideologie 
sprechen sie inzwischen ganz of-
fen. Sie reden ohne jede Zurück-
haltung und jegliche Angst vor 
dem Verfassungsschutz von der 
ökologischen Transformation. Sie 
träumen von einer Gesellschaft, 
in der von oben nach unten vor-
gegeben wird, wie der Einzelne 
zu leben hat, wie die Kinder zu 
erziehen sind, ob man Fleisch es-
sen und das Auto oder Flugzeug 
benutzen darf und wie das gehor-
same klimagefällige Verhalten be-
notet wird. Was wir in dem einen 

Jahr Ampel erlebten, waren weni-
ger Fehler und Fehlentwicklun-
gen, wie manche glaubten, son-
dern es ist ein sich zunehmend 
beschleunigender Systemwechsel 
hin zu einer ökosozialistischen 
Kommandogesellschaft. 

Das ist nicht völlig neu. Die Po-
litik der Merkel-Regierungen wird 
insoweit fortgesetzt, allerdings 
hat sich das Veränderungstem-
po deutlich beschleunigt. Olaf 
Scholz sprach Anfang 2021 da-
von, dass er keine roten Linie 
kenne. Wer keine roten Linien 
akzeptiert, bringt zum Ausdruck, 
dass ihn weder Recht und Gesetz 
noch die Meinung des Volkes in-
teressiert. Dann könne er absolut 
und willkürlich handeln, ohne 
dass ihm Justiz, Presse oder Oppo-
sition in den Arm fallen. Diesen 
Eindruck muss man nach einem 
Jahr ökosozialistischer Ampel-
Regierung haben. Sie machen 
Politik, wie es ihnen gefällt, weil 
sie die Macht haben, das zu tun. 
Hinzukommt, dass Krisen und 
Kriege gute Vorwände sind, poli-
tische Projekte durchzudrücken, 
die unter normalen Umständen 
auf erbitterten Widerstand ge-
stoßen wären. Die angegebenen 
Begründungen, den Bürgern 
Einschränkungen aufzuerlegen, 
sind oftmals so dünn, dass selbst 
politisch Unerfahrene erken-
nen, dass es sich nicht um einen 
überzeugenden Grund, sondern 
um einen einfachen Vorwand 
handelt, wie wir zum Beispiel bei 
der Migrations-Politik sehen kön-
nen: es ist unglaubhaft, dass die 
massenhafte Zuwanderung dem 
Flüchtlingsschutz dient. 

Jeder, der etwas Lebenserfah-
rung hat, lässt sich mit Vorwän-
den nicht abspeisen. Vor allem 
dann nicht, wenn man sich mit 
marxistischen Klassikern und 
der ökosozialistischen Ideologie 
ein wenig beschäftigt hat. Vor-
wände dienen der Täuschung des 
politischen Gegners. Es geht aus 
Sicht der politischen Linken um 
die „Dekonstruktion der bürger-
lichen Gesellschaft“ oder anders 
gesagt: die „kreative Zerstörung“. 
Die Migrationspolitik, Familien-
politik, die Verarmung der Ge-
sellschaft usw. sind nur Mittel zur 
Dekonstruktion der bürgerlichen 
Gesellschaft, um dann mit dem 

„neuen Menschen“ die ideolo-
gische Gesellschaft aufzubauen. 
Dies ist keine Verschwörungsthe-
orie, sondern politische Praxis der 
verschiedenen nationalistischen 
und internationalistischen sozi-
alistischen Bewegungen seit über 
hundert Jahren.

Diese Politik hatte bislang 
leichtes Spiel, denn die großen 
Massenmedien haben einen Rol-
lenwechsel vollzogen. Sie kon-
trollieren nicht mehr die Regie-
renden, sondern die Regierten. 
Dazu bekämpfen sie durch Diffa-
mierung, Diskreditierung, Can-
cel-Culture und Ausgrenzung all 
diejenigen, die die herrschende 
Linie infragestellen. Sie kritisieren 
nicht mehr, diejenigen die ent-
scheiden, sondern diejenigen, die 
sich den Entscheidungen nicht 
klaglos fügen und diffamieren 
sie als Querdenker, Rechte oder 
Nazis. 

Die parlamentarische Demo-
kratie ist deformiert verloren. 
Der hohe Anteil der Nichtwähler 
bei den Landtagswahlen mach-
te deutlich: Wer die Grünen, die 
SPD, die Linken oder die FDP 
wählte, stimmte für eine ökoso-
zialistische Politik. Wer die CDU 
wählte, bekam zwar einen CDU-
Ministerpräsidenten, aber sitzen 
die Grünen am Kabinettstisch 
und die Wähler erhalten eine 
grüne Politik. Und wer AfD wähl-
te, gab die Stimme einer Partei, 
die ausgegrenzt ist und vom po-
litischen Einfluss ferngehalten 
wird, so dass die Stimme letztlich 
ohne politische Wirkung bleibt. 
Dies ist den Bürgern auch auf 
Bundesebene klar: wer die CDU 
wählen würde, bekäme Merz als 
Bundeskanzler und die gleichen 
grünen oder roten Minister, die 
man gerade nicht will. Den Öko-
sozialisten– auch in der CDU – ist 
es gelungen, die Vorherrschaft 
der ökosozialistischen Ideologie 
zu zementieren, so dass derzeit 
unabhängig vom Ausgang einer 
Wahl die Bildung einer bürgerli-
chen, der Freiheit und dem Eigen-
tum verpflichteten Regierung un-
möglich ist. Möglich wurde dies 
erst dadurch, dass die CDU/CSU 
eine strenge aktive wie passive 
Kontaktsperre gegenüber rechten 
Parteien verhängt wurde, so dass 
es noch nicht einmal möglich ist, 

sich von den Falschen wählen 
zu lassen. Darüber hinaus sorgt 
eine rigoros parteiinterne Aus-
grenzungs-, Diffamierungs- und 
Benachteiligungspolitik gegen-
über politischen Abweichlern 
dafür, dass keine parlamentari-
sche Mehrheit ohne ökosozialis-
tische Dominanz gebildet werden 
kann. Ergänzt wird diese Praxis 
dadurch, dass in Angleichung an 
die Praxis von sozialistischen Ka-
derparteien die Parteiführungen 
von ihren Mitgliedern Gehorsam 
verlangen und nicht umgekehrt. 
Das Ganze könnte man auch als 
Umbau der parlamentarischen 
Demokratie zur Sicherung der 
ökosozialistischen Vorherrschaft 
nennen.

Sie werden vielleicht fragen, 
wie es so weit kommen konnte. 
Der bürgerliche Soziologe Helmut 
Schelsky hatte dies bereits 1971 
in seiner Schrift „Die Strategie der 
Systemüberwindung – Der lange 
Marsch durch die Institutionen“ 
vorhergesagt. Seine Schrift war 
damals Pflichtlektüre im Verfas-
sungsschutz und in Teilen der 
Bundeswehr. Die Unterwande-
rung begann in den Medien und 
Bildungseinrichtungen, betraf 
dann die NGOs und Parteien. 
Inzwischen sitzen Politiker und 
Journalisten mit linksradikalem 
oder linksextremem Vorlauf, teil-
weise mit nachweisbaren Kon-
takten zur gewaltbereiten Antifa 
an den Schalthebeln der Macht. 
Niemand hat deren Durchmarsch 
stoppen können. Extremisten 
unterscheiden sich grundlegend 
vom Bürgertum. Sie kennen keine 
politischen Gegner, sondern nur 
politische Feinde. Der politische 
Gegner ist jemand, mit dem man 
auf Augenhöhe um die Gunst der 
Wähler konkurriert, dessen Posi-
tionen man zwar nicht teilt aber 
als gleichberechtigt anerkennt. 
Der Feind ist derjenige, der als 
Mensch im politischen Raum 
nicht gleichwertig ist, der diskre-
ditiert, ausgrenzt und vernichtet 
werden muss. Der Kampf gegen 
Rechts, den Teile der Bundesregie-
rung propagieren, ist kein Kampf 
gegen den Rechtsextremismus, 
auch nicht gegen den völlig legiti-
men rechten Teil des politischen 
Meinungsspektrums, dessen Be-
kämpfung auch schon rechtswid-

rig wäre, sondern gegen alle, die 
von linksradikalen Neomarxis-
ten als rechts markiert werden. 
Rechts von der Antifa steht deren 
Feind. Der frühere Präsident des 
Bundesverfassungsgerichts Pa-
pier sprach schon vor Jahren von 
einer Erosion des Rechtsstaates. 
Diese Erosion des Rechtsstaates 
ist weiter fortgeschritten, wenn 
wir heute feststellen müssen, dass 
das Recht nur noch selektiv an-
gewandt wird. Der Kampf gegen 
Rechts ist auch ein Kampf gegen 
das Recht.

Wo werden wir in einem Jahr 
stehen? Das realistischste Szena-
rio ist, dass, wenn alles so weiter-
läuft, der gesellschaftliche Um-
bau, die Zerstörung der bürgerli-
chen Gesellschaft und die Verar-
mung Deutschlands in 2023 mit 
noch höherem Tempo zunehmen 
wird. Deutschland wird sich in ra-
pidem Tempo zu einem Land der 
zweiten Welt entwickeln. Wenn 
trotz der Medienpropaganda im-
mer mehr Menschen spüren, dass 
hier etwas nicht stimmt, wird 
die Unruhe in der Bevölkerung 
zunehmen. Um das abzufangen, 
müssen Propaganda und Feindbe-
kämpfung weiter zunehmen. 

Ich bin der Meinung, wir müs-
sen uns über diese Lage im Gro-
ßen und Ganzen im Klaren sein, 
andernfalls brauchen wir über-
haupt nicht darüber nachzuden-
ken, was zu tun ist. Und wir kön-
nen sicher sehr viel tun. Ich bin 
zu Beginn des neuen Jahres sehr 
zuversichtlich, dass wir Deutsch-
land wieder vom Kopf auf die 
Füße stellen können. Denn der 
politische Gegner ist zwar hoch 
ideologisiert, fanatisch und ag-
gressiv. Aber er hat viele Schwä-
chen und ist längst nicht so stark, 
wie er sich darstellt. Und das ist 
beruhigend.

Hans-Georg Maaßen
(Namentlich gekennzeichnete Ar-

tikel spiegeln nicht die Meinung der 
Redaktion wider und geben immer 
die Meinung des Autors wieder. Wir 
schätzen unsere Leser als erwach-
sene Menschen und wollen ihnen 
unterschiedliche Blickwinkel bieten, 
damit sie sich selbst eine Meinung 
bilden können. Um die Meinung der 
Autoren nicht zu verfälschen, wer-
den diese Artikel nicht zensiert und 
gekürzt.)

Hans-Georg Maaßen.                                          Foto: privat

RWE-Chef: Energiepreise 2023 
doppelt so hoch - trotz Preisbremsen

Essen (ots). RWE-Chef Mar-
kus Krebber rechnet im neuen 
Jahr trotz der staatlichen Preis-
bremsen mit hohen Belastun-
gen für die Verbraucherinnen 
und Verbraucher. Auf sie sehe er 
„eine Verdoppelung der Kosten 
für Strom und Gas gemessen 
am Niveau vor der Krise zukom-
men - auch mit der Preisbremse“, 
sagte Krebber im Podcast „Die 
Wirtschaftsreporter“ der West-
deutschen Allgemeinen Zeitung 
(WAZ). Und dabei bleibe es auch 
nur unter der Voraussetzung, 
dass die Menschen wirklich 20 
Prozent ihres Energieverbrauchs 
einsparen, was für viele Haushal-
te „eine echte Anstrengung sein“ 
werde.

Auch für den Fall, dass Russ-
land seinen Krieg in der Ukraine 
beendet und sich die Lage an den 
Gasmärkten beruhigt, erwartet 
der Vorstandsvorsitzende von 
Deutschlands größtem Strom-
erzeuger langfristig höhere Prei-
se: „Ich rechne mit einem leicht 
höheren Energiepreis-Niveau 
im Vergleich zur Situation vor 

der Krise. Das hat insbesonde-
re damit zu tun, dass russisches 
Pipeline-Gas günstiger war als 
weltweit eingekauftes Flüssiggas, 
das bei uns über LNG-Terminals 
ankommt“, sagte Krebber im 
WAZ-Podcast. Eine gewisse Ent-
spannung sei zu erwarten, wenn 
„wieder mehr französische Kern-
kraft verfügbar“ sei.

Für Deutschland geht Kreb-
ber fest von einem endgültigen 
Ausstieg aus der Atomkraft im 
April aus, auch wenn hohe FDP-
Politiker wie Parteichef Christian 
Lindner das immer wieder infra-
ge stellen. „Am Ende ist es eine 
politische Entscheidung, ob die 
Kraftwerke länger laufen oder 
nicht. Mein Punkt ist: Die Kern-
energie ist nicht die elementare 
Frage, um im Jahr 2030 oder 2035 
mit unserem Energiesystem er-
folgreich zu sein“, sagte Krebber. 
Er könne die Entscheidung der 
Bundesregierung, die Brennstäbe 
so lange zu nutzen, wie es geht, 
nachvollziehen. Aber: „Damit ist 
dann zum 15. April nächsten Jah-
res Schluss.

Warum das Abwahlverfahren ein höchst
demokratischer und nötiger Vorgang ist!

Leserbrief. Um Ihnen, werte 
Leserinnen und Leser, das Ansin-
nen dieses Leserbriefes näher zu 
bringen, benötigt es einen Aus-
flug in die Geschichte.

Am 28.10.1969 hielt der frisch 
gekürte Bundeskanzler Willy 
Brandt eine Rede im Bundestag, 
mit der er die Parlamentarier 
aufforderte, mehr Demokratie 
zuzulassen. „Wir wollen mehr 
Demokratie wagen“, so der Wort-
laut des kurzen Satzes, der die 
Regierungserklärung vielleicht 
zu einer der berühmtesten Reden 
der deutschen Nachkriegszeit 
machte.

Es sollte die bürgerliche Teilha-
be erhöht und damit die Demo-
kratie gesichert werden.

Die in Deutschland vorherr-
schende repräsentative Demokra-
tie ist nicht darauf ausgerichtet, 
die Partizipation der Bürger zu 
ermöglichen, viel mehr soll die 
Vorherrschaft der Wenigen gesi-
chert werden.

In weiten Teilen des Politikbe-
triebes wurde der Aufruf, mehr 
Demokratie zu wagen, nicht als 
Ansporn für Demokratie för-
dernde Reformen, sondern als 
beschwichtigende Geste und als 
Bekenntnis zur repräsentativen 
Demokratie ausgelegt.

Was gibt es also Demokrati-
scheres, als die Bürger darüber 
entscheiden zu lassen, wie es mit 
ihrer Stadt, ihrem Hildburghau-
sen weitergehen soll.

Insbesondere unter Berück-

sichtigung des vonseiten der Lan-
despolitik ausgeübten Drucks auf 
die SPD-Stadträte wird deutlich, 
welche Art von Demokratiever-
ständnis Innenminister Maier 
und vereinzelte SPD-Mandatsträ-
ger haben.

Die Entscheidung der SPD-
Stadträte, für das Abwahlverfah-
ren zu stimmen, auch gegen den 
Druck von „oben“, kann nicht 
hoch genug angerechnet werden.

Es wirft auch ein entsprechen-
des Bild auf den noch amtieren-
den Bürgermeister, der mit allen 
Mitteln versucht, seinen Posten 
zu sichern.

Ist das demokratisch? Oder 
einfach nur egoistisch?

Wenn Herr Kummer so über-
zeugt von seiner Arbeit und dem 
von ihm während dieser Legis-
latur Geleisteten ist, warum ver-
sucht er die bürgerliche Teilhabe 
mit allen Mitteln zu verhindern?

Wäre es nicht sinnvoller gewe-
sen, diese Verbindungen für eine 
positive Entwicklung von Hild-
burghausen zu nutzen? In dieser 
Richtung ist leider nicht viel pas-
siert!

In vielen Leserbriefen wurde 
berichtet, dass man ihm nichts 
vorwerfen könne, keine Ver-
fehlungen, keinen Rechtsbruch. 
Muss es denn erst soweit kom-
men? Ganz im Gegenteil! Wir 
müssen jetzt handeln.

Wenn der Unmut der Bevölke-
rung wächst, wenn gefühlt nichts 
mehr funktioniert, stehen die Sig-

nale auf Veränderung. Die Bürger 
der Stadt Hildburghausen sind 
nicht nur dazu da, alle paar Jah-
re ihre Stimmen abzugeben, um 
dann 6 Jahre still zu sein.

Gut, dass dies 2/3 des Stadt-
rates verstanden haben und den 
Bürgern die Möglichkeit für eine 
Entscheidung einräumen.

Sehr geehrte Hildburghäuser-
innen, sehr geehrte Hildburghäu-
ser, zeigt euer Interesse an EURER 
Stadt UND das euch etwas an 
Hildburghausen liegt.

Beteiligt euch am Abwahlver-
fahren, gebt eure Stimme ab und 
sorgt für geordnete Verhältnisse 
in Hildburghausen, damit es wie-
der vorangehen kann.

Wie? Allen wahlberechtigten 
Hildburghäusern wird an einem 
noch nicht offiziell bestätigten 
Termin die Möglichkeit gegeben, 
mittels Wahl über den Verbleib 
des Bürgermeisters zu entschei-
den.

Warum? Jede Bürgerin, jeder 
Bürger von Hildburghausen soll-
te selber entscheiden, ob die an-
geblich so gute Arbeit von Herrn 
Kummer mit seiner Stadtverwal-
tung und seinen LINKEN Stadt-
räten wirklich gut im Sinne der 
Stadt und seiner Bürger ist.

Wenn Sie auch der Meinung 
sind, dass nichts mehr in der 
Stadt funktioniert und Ihr Un-
mut auch immer mehr wächst, 
dann handeln Sie.

Geben Sie Hildburghausen 
bitte wieder eine Chance mit der 

richtigen Entscheidung!
Kathy Tanzberger, 

Stefanie Schulz, 
Katrin Hoffmann-Schön-

stein, Alexander Hofmann, 
Martin Seifert

Hildburghausen
(Namentlich gekennzeichnete 

Leserbriefe spiegeln nicht die Mei-
nung der Redaktion wider und geben 
immer die Meinung des Autors wie-
der. Wir schätzen unsere Leser als 
erwachsene Menschen und wollen 
ihnen unterschiedliche Blickwinkel 
bieten, damit sie sich selbst eine 
Meinung bilden können. Um die 
Meinung der Autoren nicht zu ver-
fälschen, werden Leserbriefe nicht 
zensiert und gekürzt. Mit der Ein-
sendung geben Sie uns automatisch 
die Erlaubnis, Ihren Leserbrief in 
unserem Medium abzudrucken und 
online auf unserer Internetseite zu 
veröffentlichen.)

Kennzeichen weg
Harras (ots). Ein bislang un-

bekannter Täter entwendete am 
Montag (26.12.22) in der Zeit von 
01.15 Uhr bis 01.20 Uhr das hin-
tere Kennzeichen eines PKW, der 
in einer Hofeinfahrt in der Gratt-
stadter Straße in Harras abgestellt 
war. 

Ein Zeuge konnte einen Mann 
beobachten, allerdings keine 
weitere Beschreibung abgeben. 
Hinweise werden an die Polizei-
inspektion Hildburghausen unter 
Tel. 03685/778-0 erbeten.


